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Öffentliche Bekanntmachung

Aufgrund von § 3 Abs. 2 des Eigenbetriebsgesetzes (EigBG) in Verbindung mit § 4 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) hat der Gemeinderat der Stadt 
Ravensburg am 13. Juli 2026 die folgende Satzung erlassen: 

Satzung zur Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 
"Städtische Entwässerungseinrichtungen"

vom 12. Dezember 2022 erlassen:

Artikel 1 – Satzungsänderungen 

1. In § 7 Abs. 5 werden die Worte "vierteljährlich zum Quartalsende" durch die Worte 
"mindestens halbjährlich" ersetzt. Das Wort "schriftlich" wird gestrichen.

2. § 7 Abs. 6 erhält folgende Fassung: " Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das 
Finanzwesen der Stadt nach Maßgabe der städtischen Beteiligungsrichtlinien zu 
informieren und wichtige Maßnahmen mitzuteilen, welche die Finanzwirtschaft der Stadt 
berühren. Sie hat ihm insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit Finanzplanung, 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts zuzuleiten."

3. Die Zuständigkeitstabelle wird durch folgende Tabelle ersetzt: 

Betriebs-
leitung

Betriebs-
ausschuss

GemeinderatAngelegenheit

bis zu 
Euro

bis zu 
Euro

über 
Euro

1 2 3 4 5
1 Grundsatzentscheidungen über 

Neubau, Umbau und Erweiterung von 
Hoch- und Tiefbauten, Anerkennung 
von Schlussabrechnungen

100.000 1.000.000 1.000.000

2 Bewirtschaftung der Aufwendungen 
und Erträge des Erfolgsplans, soweit 
nichts anderes bestimmt ist

unbegrenzt - -

3 Ausführung von Vorhaben des 
Liquiditätsplans (Investitionen) von 
Bauleistungen (VOB)

1.000.000 - 1.000.000

3a Vergabe der Lieferungen und 
Leistungen im Einzelfall

100.000 500.000 500.000

4 a) Mehrauszahlungen des 
Liquiditätsplans (soweit sie nicht 
unabweisbar sind) einschließlich 
Zustimmung zu einer dadurch 
entstandenen Erhöhung der 
Kostenanschlagssumme für das 
einzelne Vorhaben im Betrag, 
sofern die Deckung im laufenden 
Jahr gewährleistet ist.

100.000 500.000 500.000

b) über- und außerplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigungen im 
Rahmen des Gesamtbetrags der 
Verpflichtungsermächtigungen

100.000 500.000 500.000

5 a) Aufnahme von Krediten im Rahmen 
der im Wirtschaftsplan genehmigten 
Kreditermächtigung

unbegrenzt - -

b) Umwandlung von Krediten 
(Neuvereinbarung des Zinssatzes, 

unbegrenzt - -
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Umschuldungen, 
Laufzeitverlängerungen u. Ä.)

6 Erlass und Niederschlagung von 
Forderungen im Einzelfall

100.000 200.000 200.000

7 Stundungen im Einzelfall unbegrenzt - -
8 Verkauf beweglicher 

Vermögensgegenstände im Einzelfall 
mit einem Wert von

50.000 250.000 250.000

9 Abschluss von Miet- oder 
Pachtverträgen über Grundstücke oder 
bewegliches Vermögen, 
Leasingverträge (Jahresbeträge)

250.000 500.000 500.000

10 Beitritt zu Vereinen und 
Organisationen (Jahresbeitrag)

2.500 unbegrenzt -

11 Abschluss und Kündigung von 
Versicherungen (jährliche Prämie)

20.000 unbegrenzt -

12 Führung von Rechtsstreitigkeiten mit 
finanziellen Auswirkungen für den 
Betrieb (Gesamtbetrag) und Abschluss 
von Vergleichen gerichtlich und 
außergerichtlich (Betrag des 
Zugeständnisses), 
Schuldanerkenntnisse

50.000 200.000 200.000

13 Freiwilligkeitsleistungen
a) einmalige Zuwendungen, 

Ausfallgarantien, Ehrengaben im 
Einzelfall

20.000 200.000 200.000

b) laufende Zuwendungen je 
Wirtschaftsjahr im Einzelfall

20.000 100.000 100.000

Artikel 2 - Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.08.2026, frühestens jedoch am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der GemO 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung bei der Stadt Ravensburg geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist 
verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später 
geltend machen, wenn 
• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder 
• der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder 
• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder eine 
dritte Person die Verletzung gerügt hat.

Ravensburg, 14.07.2026

Dr. Daniel Rapp, Oberbürgermeister

Tag der Bereitstellung: 15.07.2026
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